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Die globale 
Nachhaltigkeitsagenda

Ihr Engagement für Frieden 
und nachhaltige Entwicklung

Was Deutschland für den Frieden tun muss:
Die Bundesregierung hat die globale Nachhaltigkeits-
agenda unterzeichnet. Deshalb muss Deutschland als 
eines der reichsten Länder der Welt die Agenda jetzt 
ambitioniert umsetzen.

Was Sie jetzt tun können:
Machen Sie auf die Nachhaltigkeitsagenda und ihre 
Friedens dimension aufmerksam!

>  Informieren Sie sich über die Friedensdimension 
der Nachhaltigkeitsagenda. Materialien wie einen 
Erklärfi lm, Positionspapiere und mehr fi nden Sie 
hier: www.forumZFD.de/nachhaltigkeitsagenda 

>  Abonnieren Sie unseren Nachhaltigkeitsagenda-
Newsletter und erhalten Sie Veranstaltungshinweise 
und andere Informationen über unsere Arbeit zur 
Friedensdimension der Nachhaltigkeitsagenda.

>  Organisieren Sie Vorträge, Infostände oder Veran-
staltungen: Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
stehen Ihnen gerne als Referierende zur Verfügung. 

>  Schreiben Sie Ihre Bundestagsabgeordneten an 
und fordern Sie eine ambitionierte Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsagenda in und durch Deutschland! 

>  Unterstützen Sie die Arbeit des forumZFD für zivile 
Friedenspolitik mit einer regelmäßigen Spende. 
Werden Sie Förderer bzw. Förderin. Informationen 
dazu erhalten Sie unter Telefon 0221 91 27 32-32 
oder www.forumZFD.de/spenden.

>  Folgen Sie uns auf Facebook: 
www.facebook.com/forumZFD 

Kontakt: nachhaltigkeitsagenda@forumZFD.de oder:

Forum Ziviler Friedensdienst, z. Hd. Richard Klasen
Am Kölner Brett 8, 50825 Köln, Telefon 0221 91 27 32-37

Mit der Nachhaltigkeitsagenda und den darin enthaltenen 
17 Entwicklungszielen wollen die Vereinten Nationen und ihre 
Mitgliedsstaaten bis zum Jahr 2030 die Welt gerechter machen. 

Fünf Dimensionen legen dabei die Zielrichtung fest:

1. Würde des Menschen (People)
2. Schutz des Planeten (Planet)
3. Wohlstand für alle (Prosperity)
4. Frieden weltweit (Peace)
5. Globale Partnerschaft (Partnership)

Dass Frieden als eine von fünf Dimensionen aufgenommen 
wurde, ist neu. Damit trägt die Nachhaltigkeitsagenda der 
Erkenntnis Rechnung, dass vor allem von Kriegen und gewalt­
samen Konfl ikten betroff ene Staaten kaum Fortschritte bei der 
Bekämpfung von Armut vorweisen konnten. Deshalb enthält 
die Nachhaltigkeitsagenda mit Ziel 16 auch ein eigenes Ziel für 
Frieden und Gute Regierungsführung. Auch an anderen Stellen 
der Agenda wird immer wieder auf Frieden Bezug genommen.

Eine weitere Neuerung ist, dass die Nachhaltigkeitsagenda 
für alle Staaten gilt. Während sich früher in erster Linie der 
Globale Süden verändern sollte, sind jetzt auch die Industrie­
nationen gefragt.

Die globale Nachhaltigkeitsagenda hat das Potenzial, die Welt zu 
verändern und zu einem besseren Ort zu machen. Doch dafür 
muss sie bekannter werden. Denn nur mit öff entlichem Druck 
wird die Politik auch Projekte umsetzen, die vielleicht noch 
unpopulär sind: die Abrüstung Deutschlands, eine spürbare 
Reduzierung der Rüstungsexporte oder mehr Geld für Friedens­
förderung in Deutschland und der Welt.



Laut der Nachhaltigkeitsagenda sollen „alle Formen der 
Gewalt deutlich verringert“ werden. Dieses Ziel hat auch 
die Bundesregierung: Sie will laut ihrer „Nachhaltigkeits­
strategie“ zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsagenda 
„Mechanismen für eine friedliche Austragung von Kon­
flikten“ schaffen und „zivile Krisenprävention“ stärken. 
Das ist folgerichtig, denn der Zivile Friedensdienst und 
andere Instrumente der deutschen Friedensförderung 
sind effektiv und haben im Ausland einen guten Ruf. 

Doch es mangelt an konkreten Zusagen – im Gegenteil: 
Im Bundeshaushalt waren 2017 lediglich 8,5 Mrd. Euro 
für das Entwicklungsministerium und 5,2 Mrd. Euro für 
das Auswärtige Amt vorgesehen. Mit rund 37 Mrd. Euro 
kann hingegen das Verteidigungsministerium rechnen.

Die Nachhaltigkeitsagenda will „sichere und inklusive 
Städte und Kommunen“ für alle Menschen. Das gilt auch 
für Deutschland. Zwar ist Deutschland im Vergleich 
zu anderen Ländern ein friedliches Land. Doch auch 
Deutschland kennt Konflikte: 

Die wachsende Gewalt gegen Geflüchtete sowie die zu­
nehmende gesellschaftliche Polarisierung und Radikali­
sierungstendenzen zeigen, dass auch in unserem Land  
verstärkte Anstrengungen für eine friedliche und inklu­
sive Gesellschaft notwendig sind. Außerdem gibt es die 
tagtägliche Gewalt gegen Frauen, auf Schulhöfen oder 
im Internet. 

Die Nachhaltigkeitsagenda fordert eine deutliche 
Verringerung des illegalen Waffenhandels. Die Bundes­
regierung versprach dafür „aktiv die Umsetzung des 
Vertrags über den Waffenhandel“ zu unterstützen und 
„besonders strenge Maßstäbe für die Genehmigung von 
Kleinwaffenexporten in Länder außerhalb der NATO 
und EU“ anzusetzen. 

De facto gehört Deutschland noch immer zu den größten 
Rüstungsexporteuren weltweit. Zu den Kunden zählen 
weiterhin Länder wie Saudi-Arabien, Ägypten oder 
Katar, die weder besagten Vertrag über den Waffenhandel 
unterzeichnet haben noch Mitglieder der NATO oder der 
EU sind. Alle drei Länder führen Krieg im Jemen und 
sind für Menschenrechtsverletzungen bekannt.

Die Vereinten Nationen beklagen die hohen Rüstungsaus­
gaben weltweit, die zu Lasten nachhaltiger Entwicklung 
gehen. Auch Deutschland gibt immer mehr Steuergelder 
für sein Militär aus. Aktuell sind es 1,2 Prozent des Brutto­
inlandsprodukts (BIP). Geht es nach der NATO, sollen es 
sogar 2,0 Prozent des BIP werden. 

In öffentliche Entwicklungszusammenarbeit, also den 
Kampf gegen Armut, Hunger und Kriege, investiert 
Deutschland hingegen nur 0,7 Prozent seines Brutto­
nationaleinkommens, und selbst diese Zahl ist geschönt: 
Denn Deutschland rechnet in diese Quote auch Kosten 
ein, die durch die Unterbringung von Geflüchteten in 
Deutschland selbst entstehen. Der tatsächliche Beitrag zur 
ODA-Quote beträgt lediglich 0,52 Prozent.

Deshalb:
Der Zivile Friedensdienst und andere Programme der 
Friedensförderung sind wichtige Bestandteile der 
deutschen Umsetzung der Nachhaltigkeitsagenda. 
Deshalb muss Deutschland die eigenen Instrumente 
der Friedensförderung, aber auch entsprechende 
Programme und Institutionen der Europäischen Union, 
der Vereinten Nationen und anderer internationaler 
Organisationen ausbauen.

Deshalb:
Frieden muss im Sinne der Nachhaltigkeitsagenda auch 
in Deutschland gefördert werden: mit kommunaler 
Konfliktbearbeitung und anderen Werkzeugen der Kon-
flikttransformation. Aber auch mit Chancengleichheit in 
Bildung und Beruf, mit Maßnahmen gegen sexualisierte 
Gewalt, mit Friedensbildung und Friedensforschung an 
Schulen und Universitäten, mit einer Messung gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit in Deutschland und 
mit Präventionsarbeit gegen politischen und religiösen 
Extremismus.

Deshalb:
Deutschland muss seine Rüstungsexporte drastisch 
einschränken: Deutsche Waffen werden in Kriegs- und 
Krisengebieten gegen Zivilisten eingesetzt und führen 
so zu Flucht und Vertreibung. Das steht im fundamen-
talen Gegensatz zur globalen Nachhaltigkeitsagenda 
und den Versprechungen der Bundesregierung zu ihrer 
Umsetzung.

Deshalb:
Studien belegen, dass Friedensförderung und Entwick-
lungszusammenarbeit effizienter und kostengünstiger 
sind als Militäreinsätze. Statt militärisch auf Konflikte zu 
reagieren, müssen diese proaktiv verhindert werden. 
Deutschland sollte daher mit seinen finanziellen Mitteln 
die Ursachen von Flucht wie Perspektivlosigkeit, Hunger, 
Armut, Konflikte und Kriege beseitigen und nicht Teil der 
weltweiten Aufrüstungsdynamik werden. 

Was Deutschland für den Frieden tun muss

Frieden im Ausland fördern Gewalt in Deutschland angehen Rüstungsexporte minimieren Abrüstung vorantreiben


